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5. 11. 1938 Verordnung über die Gewährung einer einmaligen Einkommenszulage auf die laufenden Bezüge 
des Monats Dezember 1937 als Wirt ſchaf t hihiltt e een 


Die Staatsbehörden und die einzelſtehenden freiſtaatlichen Beamten werden auf die Bekannt⸗ 
machung vom 15. 9. 1922 (Staatsanzeiger 1922 Nr. 87 Ziffer III, Abſ. 1) hingewieſen, wonach zum 
1. Dezember j. Is. der Bedarf an Geſetzblättern, Staatsanzeiger Teil I und Teil II durch die vor⸗ 
geſetzte Senatsabteilung bei der unterzeichneten Geſchäftsſtelle anzumelden iſt. 

Geſchäftsſtelle 
des Geſetzblattes und Staatsanzeigers 
. 2 II 2600 für die Freie Stadt Danzig. 
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183 Zweite Verordnung 
zur Abänderung des Senatorengeſetzes. 
Vom 3. November 1938. 
Auf Grund des S 1 Ziffer 4 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des ſeine Geltungsdauer verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 
1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel 1 ! 
Das Senatorengeſetz vom 9. Januar 1931 (G. Bl. S. 1 und 21), abgeändert durch die Ver⸗ 
ordnung vom 29. Mai 1934 (G. Bl. S. 457), erhält in 8 2 Abſatz 1 folgenden weiteren neuen 
Satz 3: 
Mit der Beendigung des Amtsverhältniſſes erliſcht jede Berechtigung, eine Bezeichnung 
aus dem beendeten Amtsverhältnis zu führen; der Senat kann jedoch im Einzelfall die 
Führung der entſprechenden Bezeichnung genehmigen. 
Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 3. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 26% Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 


184 Rechtsverordnung 
zum Schutze der Uniformen der NSDAP. 
Vom 7. November 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9, 68 und 70 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes 
verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 
ordnet: 


CCC 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 17. 11. 1938.) 
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§ 1 
Wer parteiamtlihe Uniformen, Uniformteile, Gewebe, Fahnen oder Abzeichen der NSDAP., 
ihrer Gliederungen oder der ihr angeſchloſſenen Verbände ohne Erlaubnis des Gauzeugmeiſters der 
NSDAP. in Danzig gewerbsmäßig herſtellt, vorrätig hält, feilhält oder ſonſt in Verkehr bringt, 
wird mit Gefängnis bis zu 2 Jahren beſtraft. Für welche Uniformteile und Gewebe es der Erlaubnis 
bedarf, beſtimmt der Polizeipräſident von Danzig im Einvernehmen mit dem Gauzeugmeiſter der 
NSDAP. durch eine im Staatsanzeiger zu veröffentlichende Bekanntmachung. 


8 2 
Wer parteiamtliche Uniformen und Abzeichen im Beſitz hat, ohne dazu als Mitglied der NSDAP., 
ihrer Gliederungen oder der ihr angeſchloſſenen Verbände oder aus einem anderen Grunde befugt zu 
ſein, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr, und, wenn er dieſe Gegenſtände trägt, mit Gefängnis 
nicht unter einem Monat beſtraft. 


§ 3 


Den parteiamtlihen Uniformen, Uniformteilen und Abzeichen ſtehen ſolche Uniformen, Uniform⸗ 
teile und Abzeichen gleich, die ihnen zum Verwech ſeln ähnlich find. 


8 4 
Neben der Strafe ijt auf Einziehung der Uniformen, Aniformteile, Gewebe, Fahnen oder Ab⸗ 
zeichen, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, zu erkennen. Kann keine beſtimmte Perſon verfolgt 
oder verurteilt werden, fo it auf Einziehung ſelbſtändig zu erkennen, wenn im übrigen die Voraus- 
ſetzungen hierfür vorliegen. 
§ 5 
Die eingezogenen Gegenſtände ſind dem Gauzeugmeiſter der NSDAP. oder der von ihm be⸗ 
ſtimmten Stelle zur Verwertung zu überweiſen. 


§ 6 
Die Verfolgung der Tat und die ſelbſtändige Einziehung (S 4 Satz 2) findet nur auf Antrag 
des Gauzeugmeiſters ſtatt. 
1 8 7 
Der Polizeipräſident von Danzig erläßt im Einvernehmen mit dem Gauzeugmeiſter der NSDAP. 
in Danzig die zur Ausführung und Ergänzung der §8 1 bis 6 erforderlichen Vorſchriften. 


8 8 

Dieſe Fe tritt am 1. Januar 1939 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 980 85 u 
nung betreffend die Einführung einer Erlaubnispflicht für die Herſtellung und den Handel mit Uni⸗ 
formen u. a. vom 30. November 1935 (G. Bl. S. 1121) inſoweit außer Kraft, als durch die vor⸗ 
ſtehende Rechtsverordnung eine Sonderregelung getroffen worden iſt. Mit demſelben Tage verlieren 
die von dem Polizeipräſidenten auf Grund der Rechtsverordnung vom 30. November 1935 ausge⸗ 
ſtellten Erlaubnisſcheine inſoweit ihre Gültigkeit, als auf Grund der vorſtehenden Rechtsverordnung die 
nunmehrige Zuſtändigkeit des Gauzeugmeiſters gegeben iſt. 


Danzig, den 7. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III 39 52 gen. Greiſer Dr. Hoppenrath 


185 Verordnung 


über die Gewährung einer einmaligen Einkommenszulage auf die laufenden 
Bezüge des Monats Dezember 1937 als Wirtſchaftsbeihilfe. 
Vom 5. November 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 21 und des § 2 des Geſetzes zur N der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängern⸗ 
den Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
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$1 
Unter Anrechnung des im Monat November bezw. Dezember 1937 gezahlten Vorſchuſſes erhalten 
eine einmalige Wirtſchaftsbeihilfe: : 
1. a) die unmittelbaren Staatsbeamten ] 
b) die Beamten des Volkstages E 3 
e) die Beamten der Stadtgemeinde Danzig . 
d) die evang. und kath. Geiſtlichen . 
e) die mit Ruhegeldberechtigung Angeſtelkten des Staates und der | a 
Stadtgemeinde Danzig ) 
Die verſorgungsberechtigten Hinterbliebenen der unter Nr. 1a) bis Le) fallenden Perſonen, 
die Poſtagenten, 
die ſonſtigen Angeſtellten des Staates und der Stadtgemeinde Danzig, 
„die Staatsarbeiter und die Arbeiter der Stadtgemeinde Danzig einſchließlich der Empfänger 
von Ruhelohn, Witwengeld, Alters⸗ oder Hinterbliebenenunterſtützung, 
zu Nr. 1 bis 5 mit dem Wohnſitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 


8 2 


ab wD 


(1) Die Wirtſchaftsbeihilfe beträgt: 

a) für die unter 8 1 Nr. 1 bis 4 fallenden Perſonen 50 v. H. der im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig auszahlbaren, auf einen vollen Guldenbetrag aufgerundeten Dienſt⸗ und Verſor⸗ 
gungsbezüge für den Monat Dezember 1937 nach Abzug der geſetzlichen Kürzung und der 
Feſtbeſoldetenſteuer; 

b) für die unter 8 1 Nr. 5 fallenden Perſonen 50 v. H. des im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
auszahlbaren, auf einen vollen Guldenbetrag aufgerundeten Brutto⸗Monatslohnes, Brutto⸗ 
Monatsruhelohnes uſw. nach näherer Beſtimmung des Staatlichen Lohnamtes. 

(2) Zu den Dienſtbezügen im Sinne des Abſ. 1 (a) gehören alle Geldbezüge, die die Beamten uſw. 
mit Rückſicht auf ihre hauptamtliche Dienſtleiſtung erhalten mit Ausnahme der Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigungen, Reiſekoſtenvergütungen, Beſchäftigungstagegelder, Wohnungsbeihilfen, Nachtdienſtentſchä⸗ 
digungen und Umzugskoſtenvergütungen. 

8 3 

(1) Die Wirtſchaftsbeihilfe iſt lohnſteuerfrei. 

(2) Lohnſteuerfrei iſt auch die gleiche Wirtſchaftsbeihilfe, die die Gemeinden, Gemeindeverbände 
und ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts ihren Bedienſteten und Verſorgungsberechtigten ge⸗ 
währen. 

8 4 

Die Wirtſchaftsbeihilfe iſt bei den Stellen des Haushaltsplanes 1937 zu verrechnen, aus denen 
die Dienſtbezüge, Löhne und Verſorgungsbezüge gezahlt worden find — nötigenfalls unter Überſchrei⸗ 
tung der Haushaltsanſätze. 


§ 5 
Dieje Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Dezember 1937 in Kraft. Sie gilt nicht für Pau⸗ 
ſchalempfänger, jedoch kann der Senat — Präſidialabteilung — im Ausnahmefalle auch ihnen eine 


einmalige Wirtſchaftsbeihilfe im Rahmen dieſer Verordnung gewähren. 
Danzig, den 5. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
PZI. 2110. Greiſer Huth Dr. Wiers⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


és 
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